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tungcii, à solche Vcttheilung der Waldungen einst,

weilen gänzlich untersagt; anderseits dann die Petcnlen

hie Vorschrift dieses Gesetzes/in Bezug auf dieThei-
lung der Allmcnt / nicht befolgt haben / indem sie weder

die Theilungsarl zur Prüfung vorgelegt / noch die Gründe

derjenige»/ die sich derselben widersetz^/ eingegeben

haben; so ist der gesetzgebende Rath in dieses Thei«

wgsbegchren nicht eingetreten.
Die Forts, folgt.

V o l l z i e h u n g s r a t h.
Beschluß vom 2. Jcnner.

Der Vollziehungsrath auf Anficht des Gesetzes vom

»4. Win ermonat >8oc>. über die Niederlassung der

Fremden; nach Anhörung des Ministers der innern

Angelegenheiten/

beschließt:
i. Die Verwaltnngskammern werden ohne Verzögerung

die zufolge dem Gesitze vom 29. Wetnmonat 1798.
ertheilten Niederlassungsschcine zurückziehen/ und die.

selben zernichten.
s. Sie werden bey der Zurückziehung die bisherigen

Inhaber auffordern lasse»/ den Vorschriften des

Gesetzes vom 24, WilUcrin. ein Genüge zu leisten.

;. Die Niederlassungsscheine/ die sie ertheilen / sollen

vermittelst eines gedrukten Formulars ausgestellt

werden.

4. Bey Bürgern der fränkischen Republik/ die sich in

Helvetic» niederzulassen begehren / sollen die Zeugnisse

des fränkischen Bürgerrechts als H imatsschcine ali.
gesehen, und abgenommen werden.

4» Wenn eine Verwaltungskammer in dem Fall ist/

einem wirklich angesessenen Fremden / wegen wie.

verholtem Ruhe und Ordnung stvhrcnden Betra-
gen/ den Niederlassungsschein zurückzuziehen/ so

wird sie in den öffentlichen Blättern davon die

Anzeige thun.
6. Die Vrrwaltui.gskammern werden den Ertrag der

zu Handen der Nation bezogenen Ntederlassungsge-

bühren, vierteljährlich mit dem Obereinnehmer ver»

rchnen.

7. Die Munizipalitäten werden die den Gemeinden

zukommende Hälfte dieser Gebühren bey der Ei»,
registrwunq der Niederlassungsftheine beziehen.

8- Zu dim E de wird in i dem Niedslassungsschein
der Betrag der Ge-ühr von Seiten der Verwa!«

àwgèkammer angezeigt werden..

9. Die Verzeichnisse der t« jedem Eantone angeses,
jenen Fremden/ welche die.Verwaftuugskammern
der vollziehenden Gewalt einzusenden haben / sollen
in tabellarischer Form abgefaßt sey»/ und folgende
Rubriken einhalten: den Vornamen/ den Geschlechts,

„amen/ das Alter/ die Heimat und den Beruf
des Fremden/ die Anzeige ob er verheyrathet und
Familienvater sey oder nicht/ die allsällige Auftnl.
haltszeit in Helvetic», den Niederlaffimgsvrt, die
Art der Sichcrhcirshiukrlage, und das Datum des

Niederlassmigsschems.

10. Den Verzeichnissen der angesessenen Fremden, wird
jedesmal ein anderes beygefügt werden/ das mit
Auslassung der nicht dahin passenden Rubriken, die

Namen derjenigen Fremden, denen die Niederlas-
sungsscheine verweigert worden, nebst den Gründen
dieser Verweigerung, enthalten soll.

11. Die Fremdeuvcrzeichnisse werden dem Minister der
innern Angelegenheiten, zu Handen der vollzi hende»

Gewalt, zugesandt werben.

12. Die erste Einsendung derselben, soll mit Anfang.
Aprils lgoi geschehen.

i z. Die nnchherigcn Verzeichnisse werden nur die später

erfolgenden Riederlassungsbewillignngen, so wie auch
die Umänderung oder Zurükzichung der bereits er»

theilten, enthalten.

14. Auf den i. Apr'i i8c>i, werden die NerwaltungS-.
kammcrn den Munizipalitäten vollständige Verzeichn

nisse der in ihren Bezirken angesessenen Fremden
abfordern, und dieselben mit den, bis zu diesem

Zeitpunkt ausgestellten Niederlassungsbewilligiingen
vergleichen.

15. Sie werden hieraufdiejenigen Fremden, welche sich'

als angesessen auf einem Munijipalilälsverzeissc desin--

den würden, ohne mit einem Niederlassungsscheiir

versehen zu seyn, aus dem Canton und über dir
Gränzen der Republik weisen.

16. Der Beschluß des Vollz. Direktoriums vom i7tew
Christin. 1798 ist hiemit aufgehoben.

17. Dem Minister der innern Angelegenheiten ist auf»

gewagen, über die Vollziehung des gegenwärtigem

Beschlusses, welcher in das Tagblatt der Belchlüssr

tingerükl werden soll, zu wachem

Folgen die Unterschriften..

Beschluß vom 8- Jeunes

Der Vollz. Rath beschließt:
». Ter B. Meeian von Based sey zum VsrMo k»



Ministeriums der innern Angelegenheiten in Abwe-
senheil dcsB. Rcnggcr ernannt ; in welcher Qualität
er die Arbeiten dieses Departements unterschreiben
wird. -

2. Eine jede Arbeit soll zugleich von dem Dwisionschef,
der dieselbe verfaßt hat, unterzeichnet werden,

z. Gegenwärtiger BeichluH soll dem B. Merian aus.

gefertigt! werten.

Folgen die Unterschristen.

Beschluß vom 10. Ienner.
Der Voll;. Rath, nach angehörtem Bericht seines

Ministers der Justiz über die Emfragen, welche vcrschie.
dene Regierungsstallhàr, in Betreff der Freyheits-
bäume, an ihn gelangen lassen, deren schlechter und
zerrütteter Zustand an vielen Orten den unvermeidlichen
nahen Unistur; drohe. — Zu Verhütung etwauiger
Unglüksfälle, welche hieraus entstehen könnten, und um
sich zu gleicher Zeit zu versichern, daß die Versetzung
dieser Sinnbilder der Freyheit, mit Anständigkeit unv
in Gegenwart eines öffentlichen Beamten geschehe;

beschließt:
i. In jeder Gemeinde sey Ein Frcyheitsbaum hin-

länglich, dessen Auftcchthaltung aber wohl besorgt
werde. Es können demnach alle andern, durch deren

Veybehaltung einiger Unfall zu befürchten wäre, auf
Befehl der Munizipalität des Orts, weggenommen
werden.

s. Diese Wegnchimmg soll an den Hanprorten der

Distrikte, in Gegenwart des Unterstatlhalters, und
in den andern Gemeinden, in Gegenwart des Agen.
ten geschehen.

;. Die Munizivalitäten sind verantwortlich, daß die

Wcgnehmung mit Anständigkeit vor sich gehe.

4. Der Justizn,mister ist mit der Vollziehung und Be«

kanntmachung dieses Beschlusses beauftragt, der in
das Tagblatt der Gesetze eingerükt werden soll.

Folgen die Unterschriften.

Beschluß vom 14. J'enuer.' -

Der Vollz. Rath erwägend, haß ein offenbarer und

bestimmter Unterschied gemacht werden muß, zwischen

den Militärs, welche durch Ausspruch der Kriegsrälhe zur
Gefänginßstraffe veruriheilt, und nach ausgestandener

Straffe wieder ihren Dienst antrete» sollen < und jene»,

die unwürdig der Republik zu dienen erklärt wor-
den sind; -,

Nach Anhörung seines Kriegsministers —
beschließt:

i. Bey allen Beurtheilungen der Kriegsräthe, welche

ans Gefängnißstraffe antragen, soll angezeigt wer-
den, ob der Verurtheilre unwürdig unter den be.

soldetcn Truppen der Republik zu dienen, erklärt
worden oder ob selber nach erlittener Straffe wieder

zu seinem Corps zurükkehren soll, um seine Dicch
zeit zu vollenden.

Von dieser Unterscheidung soll in dem ausgefällte»
Urlheil Meldung geschehen.

z. Die Unterhaltungskosten der zum Gefängniß vernr«

theilten Mil täre, welche durch eine Sentenz im.

würdig erklärt worden, der Republik zu diene»,

sollen durch jdaS Polizeiministerium gelragen wer.

den.

4. Der Unterhalt der Militäre, welche zwar zur Gc,

fängnißstraffe veruriheilt sind, aber nachher wieder

zum Corps zurükkehren müsse», um ihre Dienstzeit

zu beendigen, soll dem Kriegsdcpartement zur Last

fallen.

5. Die Zeit, welche diese leztern in der Gefangenstbast,

um ihre Straffe auszustehen, zubringen, soll nicht

zu jener, für weiche sie angeworben worden, gezählt

werden. Ihre Dienstzeit wird demnach von dem

Tage ihres Wiedereintrittes in das Corps, nachdem

sie dem gegen sie gefällten Urtheil Genüge gelcistct

haben, weiter gerechnet.

6. Jedem wegen Vergehen oder Verbrechen verhafte»

ten Militär, soll Prêt und Décompté vom Tage an,

als der Kriegszuchlralh die Sache den, Kriegsralh

zumeist, zurükgchalte» werden. Wird ein solcher

verurtheilt, nicht mehr zu dienen, so ist er ans dcr

Compagniccontrolle zu streichen, und im entgegen-

gesiezten Falle, wenn selber wieder seinen Dienst

antreten soll, bleibt Prêt und Décompté in de»

Händen des Hauptmanns, damit derselbe den>

Gefangenen sowohl während der Zeit feiner Ver.

Haftung, als nach seiner Freylassung, die nöthige

Kleidung verschaffe, um seine Dienstzeit vollenden zu

könne». Zu diesem Ende wird der Hauptmann ü>

offener Rechnung mit dein Gefangenen bleibe».

7. Der Minister des Kriegswesens, und jener dcr IM
und Polizcy, sind mit der Vollziehung des gegeruvär»

ligcn Beschlusses beauftragt.
Folgen die Unterschriften.
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